


„Die Sicherheit ist ein fragiles Gut. Sie zu bewahren ist Aufgabe der Landespolitik. Wir wollen 
größtmögliche Sicherheit und Ordnung in Freiheit für unsere Bürgerinnen und Bürger“, erklär-
te CDU-Innenexperte Uwe Schünemann bei der Debatte zur Einbringung des neuen Polizei- 
und Ordnungsbehördengesetzes im Niedersächsischen Landtag.

„Die sicherheitspolitischen Herausforderungen haben sich in den letzten Jahren deutlich 
gewandelt und verschärft. Islamistischer Terrorismus, organisierte Kriminalität und Bedrohun-
gen im Cyberraum stellen die Sicherheitsbehörden vor enorme Herausforderungen. Mit dem 
neuen Polizeigesetz geben wir ihnen nach jahrelangem Stillstand und grünen Blütenträumen 
einen effektiven Maßnahmenkatalog an die Hand“, so Schünemann. Mit der Quellen-Telekom-
munikationsüberwachung, der Online-Durchsuchung, der elektronischen Fußfessel und der 

Ausweitung der Präventivhaft schaffe die Regierungskoalition einen modernen gesetzlichen Handlungsrahmen, der effektives polizeiliches 
Handeln ermögliche.

„Herrschte in der vergangenen Legislaturperiode Misstrauen gegen unsere Polizei, sagen wir jetzt „Danke“ für ihren Dienst. Während gera-
de von den Grünen versucht wurde, bürokratische Hürden gegen die Polizeiarbeit zu schaffen, erweitern wir die Kompetenzen der Polizei“, 
so der stellvertretende CDU-Fraktionsvorsitzende. Dazu gehöre auch die Einführung des Begriffs der „schweren organisierten Gewaltstraf-
tat“.

„Das alles beweist, dass die Koalition nicht nur handlungsfähig ist, sondern auch effektiv und gut zusammenarbeiten kann und in kürzester 
Zeit dem Parlament ein modernes Polizeigesetz vorgelegt hat, das bis Ende des Jahres beraten und beschlossen wird. Wir stärken damit die 
Sicherheit aller Menschen in Niedersachsen“, stellt Schünemann fest.

Mit Abschluss des heute endenden Wolfsmonitoring-
Jahres 2018 sieht die CDU-Landtagsfraktion den günstigen 
Erhaltungszustand der europäischen Flachlandpopulation 
des Wolfes von 250 geschlechtsreifen Tieren als erreicht 
an. Der umweltpolitische Sprecher Martin Bäumer fordert 
das Niedersächsische Umweltministerium daher auf, den 
rechtlichen Rahmen für die Bejagung des Wolfes auch in 
Niedersachsen zu schaffen: „Die Wolfspopulation wächst 
jährlich um 30 Prozent. Es bedarf lediglich des politischen 
Willens, sich gegenüber der EU-Kommission entsprechend 
zu äußern und den günstigen Erhaltungszustand feststellen zu lassen. Alle international abgestimm-
ten Kriterien sind erfüllt, den Wolf in Deutschland als nicht gefährdet einstufen zu lassen. Dort, wo es 
keine andere Möglichkeit gibt, den Wolf wirksam fernzuhalten, muss sein Abschuss endlich ermöglicht 
werden.“ Der günstige Erhaltungszustand wird anhand der „Leitlinien für Managementpläne für Groß-
raubtiere“ des Ökologen John Linnell definiert, die sowohl dem Bund als auch der EU-Kommission als 
fachliche Grundlage dienen.

In Niedersachsen hatte es trotz weitreichender und kostspieliger Schutzmaßnahmen zuletzt einen mas-
siven Anstieg von Nutztierrissen gegeben. Insbesondere in weitläufigen Regionen wie in der Lünebur-
ger Heide und an Deichen, wo eine Umzäunung nicht gewährleistet werden kann, stellt der Wolf eine 
große Gefahr für die Zukunft der Tierhaltung in Deutschland dar. Darüber hinaus diktiere das Raubtier 
inzwischen die Lebensgewohnheiten der Menschen: „Der Spaziergang im Wald, die Fahrradtour mit 
den Kindern oder die sonst übliche Wanderung unterbleiben aus Furcht vor Wolfsbegegnungen. Der 
Populationszuwachs wird es notwendig machen, auch in Niedersachsen Wölfe konsequent zu bejagen“, 
so Martin Bäumer weiter. „Sowohl der Kriterienkatalog der Weltnaturschutzunion IUCN als auch die 
europäische FFH-Richtlinie lassen keinen Zweifel daran, dass der Wolf mit dem heutigen Tage keine 
gefährdete Art mehr ist.“

Eine wissenschaftliche Ausarbeitung der CDU-Landtagsfraktion zur Bewertung der Wolfspopulation in 
Deutschland finden Sie hier: https://bit.ly/2k53jpW

Liebe Leserinnen und Leser, 
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Schünemann: Größtmögliche Sicherheit und Ordnung in Freiheit für unsere Bürgerinnen und Bürger
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„Niedersachsen ist Tourismusland und hat vor allem im ländlichen Raum großes Potenzial“, so 
Axel Miesner, tourismuspolitischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, im Rahmen der heuti-
gen Plenardebatte. „Mit dem Antrag der Koalitionsfraktionen wollen wir die positiven Entwick-
lungen der vergangenen Jahre absichern und neue Chancen für den Tourismus erschließen.“

Der überwiegende Teil der jährlich 42,8 Millionen Übernachtungen findet in Beherbergungsbe-
trieben im ländlichen Raum statt. Neue Angebote des Sport-, Gesundheits-, Kultur- und Reit-
tourismus können die Attraktivität touristischer Ziele im ländlichen Raum deutlich erhöhen. 
Hierfür soll die Förderung weiterentwickelt und die Koordination verbessert werden. Wichtig 
sind dabei aber auch die Aspekte Inklusion, Digitalisierung und Naturschutz. „Wir wollen 
erreichen, dass auch Menschen mit Behinderung alle touristischen Angebote in Niedersachsen 
wahrnehmen können. Gleichzeitig wollen wir, dass der Tourismus in unseren Nationalparks Wattenmeer und Harz sowie im Biosphärenre-
servat Elbtalaue möglich bleibt und sinnvoll mit den Natur- und Umweltschutzzielen verbunden wird“, betont Miesner.

Außerdem müsse gewährleistet werden, dass Tourismusgebiete hinreichend an das Mobilfunknetz sowie das schnelle Internet angebunden 
werden. „Funklöcher sind nicht nur zu Hause und am Arbeitsplatz ein Problem. Auch im Urlaub möchten die Menschen nicht abgeschnit-
ten sein“, so Miesner. Hierauf müsse das Land auch bei der Ausgestaltung der Tourismusförderung achten. Mit Blick auf die kommende 
EU-Förderperiode sagt Miesner abschließend: „Es wäre sehr erfreulich, wenn es gelingen würde, in der nächsten Förderperiode ab 2021 
zusätzliche Mittel für die Stärkung des Tourismus zu sichern. Hierfür werden wir uns einsetzen.“

Bäumer: Ein guter Tag für Niedersachsens Feuerwehren

„Es ist vollbracht. Mit dem beschlossenen Gesetzentwurf 
zur Änderung des Brandschutzgesetzes setzen wir die 
Wünsche der Feuerwehren in Niedersachsen zügig um. 
Gleichzeitig erhöhen wir die Sicherheit im Brandschutz-
bereich“, stellt der CDU-Landtagsabgeordnete Martin 
Bäumer fest. In der letzten Woche hat der Landtag das 
neue niedersächsische Brandschutzgesetz beschlossen. 
„Wichtigste Änderung ist die bessere Absicherung der 
Kameradinnen und Kameraden durch die Einführung eines 
Gesundheitsfonds“, so der Abgeordnete Bäumer. Entspre-
chend der Wünsche des Landesfeuerwehrverbandes wird 

die Altersgrenze auf das 67. Lebensjahr angehoben sowie der Übungsbetrieb der Realität angepasst. So 
kann ausnahmsweise auch an Sonntagen geübt werden.
„Wir werden zudem eine Arbeitsgruppe einsetzen, die den Brandschutz über die nächsten Jahre zu-
kunftsfest machen wird“, so Bäumer. „Die Strukturen und die Organisation des Brandschutzes in der 
Fläche, die Nachwuchsgewinnung für unsere Wehren unter Berücksichtigung des demographischen 
Wandels, die Stärkung des Ehrenamtes und die Anforderungen an eine zukunftsfähige Aus- und Fort-
bildung sind dabei die wichtigsten Schwerpunkte“, so Martin Bäumer. Die Arbeitsgruppe wird dazu mit 
wichtigen Experten im niedersächsischen Brandschutz besetzt werden.

Miesner: Niedersachsen ist Tourismusland – Inklusion, Digitalisierung und Naturschutz bieten neue Chancen 

„Wir freuen uns, dass wir in der Debatte um einen neuen niedersächsischen Feiertag nun mit 
mehr als 35 Vertreterinnen und Vertretern aus Religion, Wirtschaft, Gewerkschaften und 
Gesellschaft ins Gespräch kommen“, sagt der innenpolitische Sprecher der CDU-Landtags-
fraktion, Sebastian Lechner. Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, im Rahmen einer 
öffentlichen Ausschussanhörung am 31. Mai von 9.00 bis 17.00 Uhr eine Vielzahl unterschiedli-
cher Verbände, Vereine und Organisationen einzuladen, um sich an der Feiertagsdiskussion zu 
beteiligen. „Wir wollen möglichst alle einbinden, ihre Argumente hören und uns ein umfassen-
des Bild machen“, so Lechner.

Ziel ist es, über ein solch offenes und transparentes Verfahren eine Akzeptanz für die Entschei-
dung des Landtages zu schaffen, die im Juni-Plenum zu erwarten ist. „Wenn man mit seinen 
Argumenten im parlamentarischen Verfahren Gehör findet, ist es vielleicht auch leichter, eine Entscheidung am Ende mitzutragen. Wir 
rufen alle Eingeladenen auf, sich zu beteiligen und für ihren Standpunkt konstruktiv zu werben“, so Lechner.

Lechner: Wir wollen alle einbinden – Öffentliche Anhörung zum Feiertag am 31. Mai

Meinen Redebeitrag zum 
Thema Fracking aus dem 
Mai-Plenum können Sie 
auf meinem YouTube-
Kanal in voller Länge 
sehen: 
www.youtube.com/
MartinBaeumerMdL
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CDU-Politik: Niedersachsen zahlt Schulden zurück!
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Zum ersten Mal in der Geschichte unseres Landes beginnen wir mit einem spürbaren Schul-
denabbau. CDU-Finanzminister Reinhold Hilbers zahlt Schulden mit einer ersten Rate von 100 
Millionen Euro zurück und erhöht dennoch die Investitionen. Trotz der Schuldentilgung werden 
500 Millionen Euro in das Sondervermögen für Digitalisierung sowie weitere 300 Millionen 
Euro für das Sondervermögen zur Sanierung der Hochschulkliniken eingebracht und so wich-
tige Weichen für die Zukunft unseres Landes gestellt. Dazu kommen die Investitionen für 750 
weitere Polizeistellen und die KiTa-Beitragsfreiheit. Wir investieren in in die Zukunft und tilgen 
gleichzeitig Altschulden. Das ist CDU-Politik für Niedersachsen!

In einer von der CDU-Landtagsfraktion beantragten Aktuellen Stunde zu den Auswirkungen 
der aktuellen Iran-Politik auf Niedersachsen hat sich der CDU-Europaexperte Dr. Stephan 
Siemer eindeutig zum aufgekündigten Atom-Abkommen bekannt: „Wer wie die US-Admi-
nistration glaubt, tiefgehende Konflikte durch einseitige Eskalation zu entschärfen oder gar 
zu lösen, irrt. Wir müssen die zarte Pflanze der atomaren Abrüstung schützen und die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit gerade im Nahen Osten stärken. Handel ist die Grundlage dafür, 
Menschen, Unternehmen und Länder zusammenzubringen. Die einseitige Aufkündigung des 
Atom-Abkommens destabilisiert die fragile Lage in der Region hingegen weiter, gefährdet die 
weltwirtschaftliche Entwicklung und hilft in keiner Weise, die Menschenrechtssituation im 
Iran zu verbessern.“

Siemer verwies auf die traditionell guten wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Niedersachsen und dem Iran: Noch im Jahr 2008 habe 
Niedersachsen Waren im Wert von 612 Millionen Euro ausgeführt, vor allem Güter der Erdöl- und Erdgasbranche, Maschinen und Kraftfahr-
zeugteile, chemische Produkte und landwirtschaftliche Erzeugnisse. Mit der Verhängung weitreichender Sanktionen war das Handelsvolu-
men um mehr als 80 Prozent eingebrochen. „Das Iran-Abkommen und die Aussetzung der Wirtschaftssanktionen haben die Beziehungen 
beider Länder wieder gestärkt. Auch wenn wir noch weit entfernt von den früheren Werten sind: Das Handelsvolumen hat sich seit 2015 
wieder mehr als verdoppelt.“ Für die CDU sei es daher unerlässlich, dass die im Iran tätigen Unternehmen weiter Unterstützung durch die 
EU erhalten, indem sie den Sanktionsandrohungen der USA unmissverständlich entgegentritt und Zahlungswege schützt. Auch müsse die 
niedersächsische Repräsentanz in Teheran erhalten bleiben: „Es war richtig, dass Niedersachsen vor zwei Jahren eine eigene Vertretung eta-
bliert hat, um die Wirtschaft zu unterstützen. Wir wollen auch weiter den Austausch zwischen Niedersachsen, Deutschland und dem Iran 
auf breiter Basis fördern“, so Siemer.

Dr. Siemer: Handel ist Grundlage für internationale Zusammenarbeit – EU muss am Iran-Abkommen festhalten 
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Meister in Niedersachsen bekommen eine Prämie 

Jetzt bekommen Meister in Niedersachsen eine Prämie. Unser Wirtschaftsminister Dr. Bernd 
Althusmann gab den Startschuss für die Meisterprämie für das niedersächsische Handwerk! 
Jetzt heißt es 4.000 Euro für unsere Meister-Absolventen! Bereits ab Montag, den 14.5., können 
Anträge bei der NBank gestellt werden. Damit wollen wir die Meisterausbildung im Handwerk 
noch attraktiver machen. Das ist CDU-Politik für Niedersachsen!

Hier gibt es alle wichtigen Informationen der NBank:
https://www.nbank.de/Privatpersonen/Ausbildung-Qualifikation/
Meisterprämie-im-Handwerk/index.jsp




